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2. Instanz

Aktenzeichen L 4 KR 45/03
Datum 22.02.2006

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
10. Oktober 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist Krankengeld Ã¼ber den 27.03.1996 hinaus.

Die 1955 geborene KlÃ¤gerin war bei der Firma V. M. als KÃ¼chenhilfe
versicherungspflichtig bei 25.10.1995 beschÃ¤ftigt. Seit Oktober 1998 lebt sie
wieder in M â�¦ Sie ist bei der Beklagten wieder pflichtversichert; derzeit arbeitet sie
als GebÃ¤udereinigerin.

Die KlÃ¤gerin reiste am 25.10.1995 in ihre bosnische Heimat zurÃ¼ck und und
lieÃ� sich am Folgetag von den dortigen Ã�rzten ArbeitsunfÃ¤higkeit bescheinigen,
insbesondere wegen Discopathie, Lumbago, Depressionen, Hypertensio arterialis.
Die zahlreichen Ã¤rztlichen Bescheinigungen von ArbeitsunfÃ¤higkeit erfolgten auf
dem Vordruck gemÃ¤Ã� dem Abkommen Ã¼ber die Soziale Sicherheit durch die
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dortige Gesundheitsarbeitsorganisation (JU-4) durchgehend in monatlichen
AbstÃ¤nden bis 06.10.1998. Die Beklagte zahlte im Anschluss an die
Lohnfortzahlung durch den Arbeitgeber Krankengeld bis 27.03.1996.

Die KlÃ¤gerin wurde von der Beklagten zu zwei Kontrolluntersuchungen durch den
Medizinischen Dienst der Krankenversicherung in Bayern (MDK), d.h. zum
20.03.1996 und 30.04.1996 vorgeladen; sie erschien zu den
Untersuchungsterminen nicht. In der Stellungnahme vom 24.03.1996 ging der MDK
von einer ReisefÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin aus. Die Beklagte nahm das Ende der
Mitgliedschaft zum 28.03.1996 an (Schreiben vom 19.03.1998).

Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 30.04.1996 die Zahlung von Krankengeld
wegen fehlender Mitwirkung bei den Untersuchungen durch den MDK vorlÃ¤ufig ab;
der MDK habe ReisefÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin angenommen. Die KlÃ¤gerin befand
sich vom 11.09. bis 21.09.1996 wegen ihrer RÃ¼ckenbeschwerden in stationÃ¤rer
Behandlung (ohne Operation) in ihrer bosnischen Heimat.

Mit Bescheid vom 16.09.1997 lehnte die Beklagte endgÃ¼ltig die Zahlung von
Krankengeld Ã¼ber den 27.03.1996 hinaus ab, die KlÃ¤gerin sei ihren
Mitwirkungspflichten nicht nachgekommen, die weiteren
ArbeitsunfÃ¤higkeitbescheinigungen aus Bosnien wÃ¼rden nicht anerkannt.
Hiergegen legte die KlÃ¤gerin am 17.05.1999 Widerspruch ein; sie sei nicht
reisefÃ¤hig gewesen. Der von der Beklagten wieder gehÃ¶rte MDK vertrat in den
gutachtlichen Stellungnahme vom 29.10.1999, 25.02.2000 und 29.02.2000 die
Auffassung, ArbeitsunfÃ¤higkeit habe Ã¼ber den 27.03.1996 hinaus mit Ausnahme
der Zeit des stationÃ¤ren Aufenthalts vom 11.09. bis 21.09.1996 nicht vorgelegen;
bereits die ArbeitsunfÃ¤higkeit vom 26.10.1995 bis 27.03.1996 sei bei den
genannten Diagnosen nur zurÃ¼ckhaltend zu begrÃ¼nden und anzuerkennen
gewesen. NÃ¤here Angaben wie RÃ¶ntgenbefunde, neurologische Befunde lÃ¤gen
nicht vor. AuÃ�er spÃ¤rlichen Angaben Ã¼ber die depressive Entwicklung seien
keine nervenÃ¤rztlichen, psychopathologischen Befundberichte vorgelegt worden.

Die Beklagte wies mit Widerspruchsbescheid vom 27.03.2000 den Widerspruch
zurÃ¼ck, ohne auf den spÃ¤teren Zeitpunkt seiner Erhebung einzugehen. Werde
ein jugoslawischer StaatsangehÃ¶riger bzw. AngehÃ¶riger eines Nachfolgestaates
wÃ¤hrend des Aufenthalts in seinem Heimatland arbeitsunfÃ¤hig krank, sei die in
der Bundesrepublik Deutschland zustÃ¤ndige Krankenkasse weder in tatsÃ¤chlicher
noch in rechtlicher Hinsicht an die vom jugoslawischen VersicherungstrÃ¤ger
getroffenen Ã¤rztlichen Feststellungen Ã¼ber den Eintritt und die Dauer der
ArbeitsunfÃ¤higkeit gebunden. Der MDK sei aufgrund der vorgelegten Ã¤rztlichen
Befunde zu dem Ergebnis gekommen, dass ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¼ber den
27.03.1996 hinaus nicht anerkannt werden kÃ¶nne. Er habe angesichts der
vorgelegten Befunde auch ReisefÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin angenommen. Der
Anspruch auf Krankengeld habe nur bis 27.03.1996 bestanden.

Die KlÃ¤gerin hat hiergegen am 25.04.2000 beim Sozialgericht MÃ¼nchen (SG)
Klage erhoben; sie sei auch Ã¼ber den 27.03.1996 hinaus arbeitsunfÃ¤hig krank
gewesen und sei wegen ihrer Erkrankungen und des Krieges in Bosnien nicht in der
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Lage gewesen, zu den Untersuchungen durch den MDK zu erscheinen.

Das SG hat einen Befundbericht des behandelnden Arztes L. beigezogen und ein
SachverstÃ¤ndigengutachten des OrthopÃ¤den Dr. F. vom 24.07.2002 eingeholt.
Der SachverstÃ¤ndige kommt dem Ergebnis, angesichts der vorliegenden Befunde
sei bereits eine lange ArbeitsunfÃ¤higkeit von sechs Monaten anerkannt worden;
eine darÃ¼ber hinausgehende ArbeitsunfÃ¤higkeit sei mit Sicherheit aufgrund der
mitgeteilten Befunde nicht mehr nachzuvollziehen.

Das SG hat mit Urteil vom 10.10.2002 die Klage abgewiesen. Es hat sich den
Feststellungen des SachverstÃ¤ndigen Dr. F. angeschlossen. Auf die Frage der
ReisefÃ¤higkeit nach Deutschland komme es nicht an. Entscheidend sei allein, ob
der Nachweis der ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¼ber den 27.03. 1996 hinaus erbracht
worden sei. Dies sei aufgrund des SachverstÃ¤ndigengutachtens zu verneinen.

Hiergegen richtet sich die Berufung der KlÃ¤gerin vom 17.02.2003, mit der sie unter
Bezugnahme auf ein Attest des bosnischen Arztes Dr. B. geltend macht, sie habe in
der Zeit vom 26.10.1995 bis 06.10.1998 an einer Lumboischialgie, Hypertensio
arterialis und Depression gelitten. Behandlung sei in Form von Blockaden,
Arzneimitteln und psychologischer Hilfe geleistet worden. FachÃ¤rztliche
Untersuchungen bzw. Laboruntersuchungen habe sie abgelehnt. Ihr Haus sei
aufgrund des Krieges in Bosnien von anderen Personen besetzt gewesen, die sie
bedroht hÃ¤tten. Sie sei wegen des schweren psycho-physischen Zustandes nicht
reisefÃ¤hig gewesen.

Die Beklagte hat drei weitere gutachtliche Stellungnahmen des MDK vom 04.08.,
06.08. und 11.08.2003 eingeholt; weder aus orthopÃ¤discher, noch psychiatrischer,
noch internistischer Sicht sei ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¼ber den 27.03.1996 hinaus
festzustellen.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

1. Das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 10.10.2002 wird aufgehoben.

2. Die Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheides vom 30.04.1996 sowie des
Bescheides vom 16.09.1997 in Gestalt des Widerspruchsbescheides und 27.03.2000
verurteilt, ihr Krankengeld Ã¼ber den 27.03.1996 bis 06.10.1998 hinaus zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen und zum Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gemacht wurden
die Akten der Beklagten und des SG. Auf den Inhalt dieser Akten und die
Sitzungsniederschrift wird im Ã�brigen Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die frist- und formgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 144 Abs. 1 S. 2, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) ist zulÃ¤ssig.

Die Berufung ist unbegrÃ¼ndet.

Das angefochtene Urteil ist nicht zu beanstanden; die KlÃ¤gerin hat keinen
Anspruch auf Krankengeld Ã¼ber den 27.03.1996 hinaus, wobei schon offen bleiben
kann, ob der geltend gemachte Anspruch mit Ablauf der HÃ¶chstbezugsdauer von
78 Wochen, d.h. vor Ablauf des in den ArbeitsunfÃ¤higkeitbescheinigungen
attestierten Verlaufs, beendet ist (Â§Â§ 44 Abs. 1, 48 Abs. 1 S. 1 Sozialgesetzbuch V
â�� SGB V).

GemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 1 SGB V haben Versicherte Anspruch auf Krankengeld, wenn
die Krankheit sie arbeitsunfÃ¤hig macht oder sie auf Kosten der Krankenkasse
stationÃ¤r in einem Krankenhaus, einer Vorsorge- oder Rehabilitationeinrichtung
behandelt werden. Nach der allgemeinen Begriffsbestimmung der Rechtsprechung
liegt ArbeitsunfÃ¤higkeit vor, wenn der Versicherte seine zuletzt ausgeÃ¼bte
ErwerbstÃ¤tigkeit oder eine Ã¤hnlich geartete TÃ¤tigkeit nicht mehr oder nur auf
die Gefahr hin verrichten kann, seinen Zustand zu verschlimmern
(Bundessozialgericht (BSG) vom 16.09.1986 USK 86133 m.w.N.; Kassler Kommentar-
HÃ¶fler, Â§ 44 SGB V, Rndnr. 10 m.w.N. der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG).

GemÃ¤Ã� Â§ 46 S. 1 Nr. 2 SGB V hÃ¤ngt der Anspruch auf Krankengeld davon ab,
dass eine Ã¤rztliche Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit vorliegt. Die Ã¤rztliche
Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit erfolgt im Bereich der gesetzlichen
Krankenversicherung im allgemeinen innerhalb der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung
und wird in einer ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung dokumentiert. Mit der
Ã¤rztlichen Feststellungen und Bescheinigung, dass ArbeitsunfÃ¤higkeit vorliegt,
wird zwar der gesetzlichen Vorschrift GenÃ¼ge getan; daraus ergibt sich aber noch
nicht, ob ein Anspruch auf Krankengeld besteht. Es handelt sich hier um eine
rechtliche Entscheidung, die nicht der Arzt trifft, sondern stets die Krankenkasse.
Die ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung ist somit fÃ¼r den Nachweis der
ArbeitsunfÃ¤higkeit eine wichtige Grundlage, sie ist jedoch nicht fÃ¼r die
Krankenkasse verbindlich. Sie muss von der attestierten Ã¤rztlichen Feststellung
der ArbeitsunfÃ¤higkeit abweichen, wenn sie erkennt, dass die attestierte
ArbeitsunfÃ¤higkeit nicht durch entsprechende medizinische Befunde belegt wird.
Die Ã�berprÃ¼fung der medizinischen Grundlagen der geltend gemachten
ArbeitsunfÃ¤higkeit ist Aufgabe des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung (Â§ 275 Abs. 1 Nr. 3 SGB V).

Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG hat das Attest mit der Ã¤rztlichen
Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit lediglich die Bedeutung einer gutachtlichen
Stellungnahme, die die Grundlage fÃ¼r den Ã¼ber den Krankengeldbezug zu
erteilenden Verwaltungsakt der Krankenkasse bildet. Krankenkasse und Gerichte
sind an die Ã¤rztliche Bescheinigung nicht gebunden. Dies gilt auch fÃ¼r
Versicherte, bei denen aufgrund des deutsch-jugoslawischen
Sozialversicherungsabkommens im Ausland ArbeitsunfÃ¤higkeit bescheinigt wird.
Die deutschen Krankenkassen sind nicht aufgrund des deutsch-jugoslawischen
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Sozialversicherungsabkommens an die Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit durch
jugoslawische Ã�rzte oder VersicherungstrÃ¤ger gebunden; gleiches gilt fÃ¼r die
Nachfolgestaaten. Den ArbeitsunfÃ¤higkeitbescheinigungen kommt zwar nicht von
vornherein ein geringerer Beweiswert als denen der an vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung teilnehmenden Ã�rzte zu. Die Krankenkassen sind aber gehalten, bei
Zweifeln Ã¼ber das Vorliegen von ArbeitsunfÃ¤higkeit, insbesondere wenn die aus
dem Ausland mitgeteilten Diagnosen und Befunde nicht jede ErwerbstÃ¤tigkeit
ausschlieÃ�en oder wenn die genannten Diagnosen Zweifel an der Dauer der
ArbeitsunfÃ¤higkeit wecken, den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung
heranzuziehen (BSG vom 26.02.1992 SozR 3-2200 Â§ 182 Nr. 12; BSG vom
31.03.1998 B 1 KR 56/96 B). Dies gilt nach der Rechtsprechung auch fÃ¼r die
ArbeitsunfÃ¤higkeitbescheinigungen auslÃ¤ndischer Ã�rzte.

Wird die geltend gemachte ArbeitsunfÃ¤higkeit nicht durch die eingeholten
Gutachten bestÃ¤tigt, greift der Grundsatz der objektiven Beweislast ein. Er regelt,
wen die Folgen treffen, wenn das Gericht bestimmte Tatsachen nicht feststellen
kann. Es gilt der Grundsatz, dass die Folgen der objektiven Beweislosigkeit einer
Tatsache von dem Beteiligten zu tragen ist, der aus dieser Tatsache ein Recht
herleiten will. Dieser Grundsatz ist hier anzuwenden, da durch die Beklagte und das
SG alle geeigneten BeweismÃ¶glichkeiten ausgeschÃ¶pft wurden (BSG vom
26.02.1992, a.a.O.).

SÃ¤mtliche von der Beklagten eingeholten gutachtlichen Stellungnahmen des MDK
auf orthopÃ¤dischem, nervenÃ¤rztlichem und internistischem Gebiet sind zum
Ergebnis gekommen, dass die ArbeitsunfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin spÃ¤testens am
27.03.1996 geendet hat. Die von den jugoslawischen Ã�rzten mitgeteilten
Diagnosen und Befunde lassen die Feststellung einer Ã¼ber den 27.03.1996
hinausgehenden ArbeitsunfÃ¤higkeit nicht zu. Die KlÃ¤gerin war zwar erkrankt
wegen Lumboischialgie, Discopathie, Bluthochdruck und Depressionen. Mangels
ausreichender Befunde ergab sich daraus keine ArbeitsunfÃ¤higkeit im geltend
gemachten Zeitraum. Allein die BehandlungsbedÃ¼rftigkeit dieser Erkrankungen
genÃ¼gt nicht zur Annahme der ArbeitsunfÃ¤higkeit. Dies gilt insbesondere fÃ¼r
die arterielle Hypertonie und die Lumboischialgie. Das von der KlÃ¤gerin im
Berufungsverfahren vorgelegte Attest ist sowohl bezÃ¼glich der geltend
gemachten Krankheiten, als auch der Dauer der ArbeitsunfÃ¤higkeit nicht
beweiskrÃ¤ftig. Hierzu hat die gutachtliche Stellungnahme des MDK vom
04.08.2003 ausgefÃ¼hrt, es fehle an nachvollziehbaren neurologischen und
psychopathologischen Befunden, die eine Erkenntnis Ã¼ber die Dauer der streitigen
ArbeitsunfÃ¤higkeit und die Schwere der zu Grunde liegenden Erkrankung zulassen.

Insbesondere der SachverstÃ¤ndige Dr. F. hat auf orthopÃ¤dischem Gebiet darauf
hingewiesen, dass die bereits fÃ¼r sechs Monate bis 27.03.1996 anerkannte
ArbeitsunfÃ¤higkeit ungewÃ¶hnlich lang ist. Eine darÃ¼ber hinausgehende
ArbeitsunfÃ¤higkeit ist mit Sicherheit aufgrund der mitgeteilten Befunde nicht mehr
nachzuvollziehen. Auch wenn eine chronische RÃ¼ckenschmerzsymptomatik
bestanden hat, sind Komplikationen wie neurologische Ausfallserscheinungen bzw.
wesentliche Nervenwurzelirritationen nicht nachgewiesen worden. Der
SachverstÃ¤ndige kommt gleichfalls wie die Ã�rzte des MDK zu dem Ergebnis, dass
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die mitgeteilten Krankheiten bzw. Befunde einer Reise nach Deutschland zur
Untersuchung durch den MDK entweder mit dem Auto oder mit der Bahn nicht
entgegengestanden haben.

Damit gilt nach dem Grundsatz der objektiven Beweislast, dass die KlÃ¤gerin einen
Anspruch auf Krankengeld Ã¼ber den 27.03.1996 hinaus nicht hat. In diesem
Zusammenhang spielen die kriegerischen Ereignisse in Bosnien sowohl bezÃ¼glich
der geltend gemachten Depression, als auch der behaupteten UnmÃ¶glichkeit zur
Untersuchung nach Deutschland zu fahren, keine Rolle und fÃ¼hren insbesondere
nicht zu einer Umkehr der Beweislast. Es ist allgemein anerkannt, dass
Billigkeitsgesichtspunkte bzw. der Gedanke "im Zweifel fÃ¼r den
Versicherten/Kranken" hier nicht gelten (Meyer-Ladewig, SGG, 8. Auflage, Â§ 103,
Rndnr. 19d).

Da der Anspruch auf Krankengeld mangels Nachweises der ArbeitsunfÃ¤higkeit am
27.03.1996 geendet hat, ist auch die Mitgliedschaft mit Ablauf des 27.03.1996
beendet gewesen (Â§ 192 Abs. 1 Nr. 2 SGB V). FÃ¼r den stationÃ¤ren Aufenthalt
der KlÃ¤gerin im September 1996 in einem Krankenhaus in Bosnien kann die
KlÃ¤gerin daher nicht mit Recht Krankengeld verlangen, auch wenn der MDK
insoweit eine ArbeitsunfÃ¤higkeit angenommen hat (Â§ 44 Abs. 1 S. 1 SGB V).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1
und 2 SGG).

Erstellt am: 12.04.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               6 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/192.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

